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Der Verteidigungshaus-
halt der USA für die 
Jahre 2016 und 2017 

wurde ohne Debatte im Kon-
gress verabschiedet. Vorgese-
hen ist, die Ausgaben zur Stär-
kung der NATO-Arsenale und 
zum Schutz der »Sicherheit« 
der osteuropäischen Verbün-
deten an Russlands Grenzen 
zu vervierfachen. 
Welche Botschaft 
wird damit gesen-
det? 

Sicherlich existieren 
Gefahren einer Ver-
schärfung der strate-
gischen Spannungen 
und Auseinanderset-
zungen zwischen den 
Staaten, die der russi-
schen Einflusssphäre 
angehören, und denen 
der amerikanischen 
Einflusszonen. Aber 
könnten die Vereinig-
ten Staaten an ihren 
eigenen Grenzen je-
mals das akzeptieren, was jetzt an 
den Grenzen Russlands geschieht? 
Wäre eine Aufstellung von NATO-
Raketen an der Grenze zu Mexi-
ko oder Kanada denkbar? Meines 
Erachtens steckt hinter diesem 
Machtausbau der NATO eine Stra-
tegie, eine sehr gefährliche geopo-
litische Provokation. Ich teile die 
Aussage, die George Kennan wäh-
rend des Kalten Krieges machte, 
dass die »atomare Abschreckung« 
die Grundlage für die Auslöschung 
der gesamten Menschheit geschaf-
fen habe. Das ist keine Übertrei-
bung. Es gab in jüngster Zeit starke 
Spannungen und Beispiele dafür, 
etwa den Abschuss des russischen 
Jagdbombers durch die Türkei. Das 
sind Signale, die zu einer atomaren 
Konfronta tion führen könnten.

Soll das heißen, dass sich aus-
weitende Auseinandersetzun-
gen die Gefahr eines dritten 
Weltkrieges bergen?

Es wäre nicht das erste Mal, dass 
wir am Rande eines nuklearen Kon-
fliktes stehen. Verstehen wir uns 
richtig: Egal woher ein atomarer 
Angriff kommt, er würde das En-
de der menschlichen Spezies be-
deuten. Eine Auseinandersetzung 
zwischen zwei Supermächten führt 
zu dem, was man einen nuklearen 
Winter nennt, einer Tragödie kata-
strophalen Ausmaßes. Mich lässt 
das heute an Einsteins Antwort den-
ken, als er gefragt wurde, welche 
Waffe im nächsten Krieg nach der 
Atombombe eingesetzt würde. Er 
antwortete, die einzige Waffe, über 
die der Mensch dann noch verfügen 
würde, wäre eine steinerne Axt. Die 
Gefahr eines Weltkrieges ist sehr 
ernst.

Meinen Sie, dass die Führer der 
Globalisierung eine Strategie 
haben, oder ist ihnen die Situa-
tion aus den Händen geglitten? 

Man müsste sich schon unter einem 
Stein verkriechen, um von den ange-
richteten Schäden nichts zu merken. 
Die »fossile« Industrie ist sich seit 
Jahrzehnten über die verheerenden 
Folgen der auf Erdöl basierenden In-

dustriepolitik bewusst. 
Die Vorstandsmitglie-
der von Exxon Mo-
bil sind nicht dumm, 
sondern einer spezi-
fischen Ideologie der 
Gewinnmaximierung 
und der Steigerung der 
Aktienkurse ergeben. 
Verglichen damit ist 
alles andere unbedeu-
tend. Das ist wie bei 
den Gläubigen der ver-
schiedenen Fundamen-
talismen, seien es nun 
christliche Evangelika-
le oder islamistische 
Extremisten. Das sind 

religiöse Dogmen, bei denen weder 
Zweifel noch Argumente existieren. 
Wir wissen alle, dass es sehr einfach 
ist, nichts anderes in Betracht zu zie-
hen als das, was wir für die Wahrheit 
halten. Doch in diesem Fall hat die 
Weigerung, die historischen Fakten 
zur Kenntnis zu nehmen, tödliche 
Konsequenzen.

Welche Gefahren erwarten uns 
also ganz konkret in diesem 
Jahr, in dem auch die US-ame-
rikanische Präsidentschafts-
wahl ansteht? 

Sehr ernste Gefahren. Wenn die 
Kommentare der führenden Re-
publikaner, die sich um die Präsi-
dentschaft bewerben, der künftigen 
Politik des Weißen Hauses entspre-
chen, müssen wir uns auf ein wah-
res Desaster einstellen, denn deren 
Botschaft lautet: »Ignorieren wir 
die globale Erwärmung! Zerreißen 
wir das Atomabkommen mit dem 
Iran! Bauen wir unsere militärische 
Macht aus und intervenieren wir  – 
trotz des Risikos dadurch einen 
Weltkrieg auszulösen – noch aggres-
siver und entschlossener im Rest 
der Welt!« Wenn ein Land mit der 
Macht der Vereinigten Staaten sich 
für diese politischen Strategien ent-
scheidet, ist die Wahrscheinlichkeit 
eines Überlebens der menschlichen 
Spezies auf ein Minimum reduziert. 
Die heutige Republikanische Par-
tei stellt eine der gefährlichsten Or-
ganisationen in der Geschichte der 
Menschheit dar.

 Interview: Patricia Lombroso

Provokationen auf  
koreanischer Halbinsel
Seoul. An der jährlichen Frühjahrs-
übung werden in diesem Jahr mehr als 
300.000 Soldaten der Republik Korea 
und 15.000 US-amerikanische Militärs 
teilnehmen. Das sind deutlich mehr 
Soldaten als in den Vorjahren. Das 
Manöver beginne am heutigen Montag 
und dauere bis Ende April, berichtete 
die südkoreanische Nachrichtenagen-
tur Yonhap am Sonntag unter Berufung 
auf Militärvertreter. Die Regierung der 
Demokratischen Volksrepublik Korea 
in Pjöngjang bezeichnet das Manöver 
in Südkorea als Provokation, die USA 
würden mit ihrem Bündnispartner ei-
nen Angriff vorbereiten.  (dpa/jW)

NATO-Einsatz in Ägäis  
direkt vor türkischer Küste
Berlin. Die NATO-Mitgliedsstaaten 
Türkei und Griechenland haben sich 
über das Operationsgebiet für den be-
schlossenen Einsatz der westlichen 
Kriegsallianz in der Ägäis verständigt. 

Das teilte am Sonntag ein Sprecher des 
Verteidigungsministeriums in Berlin 
mit. Das Führungsschiff des ständi-
gen maritimen Einsatzverbandes der 
NATO, das deutsche Versorgungs-
schiff »Bonn«, sei jetzt unterwegs, um 
Position zwischen der griechischen 
Insel Lesbos und dem türkischen Fest-
land einzunehmen, erklärte der Spre-
cher. Auf grundsätzliche Richtlinien 
für den Ägäis-Einsatz hatten sich die 
NATO-Staaten bereits Ende Februar 
verständigt.  (dpa/jW)

Festnahmen nach Anschlag 
auf Asylunterkunft
München. In München sind drei Jugend-
liche festgenommen worden, die ver-
sucht haben sollen, ein für die Unter-
bringung von Flüchtlingen vorgesehe-
nes Gebäude in Brand zu setzen. Nach 
Angaben der Polizei vom Sonntag sind 
zwei von ihnen 16 Jahre alt, einer ist 17. 
Sie sollen in der Nacht zu Freitag zwei 
Brandsätze auf die Baustelle geworfen 
haben. Da dies weitgehend wirkungs-
los blieb, sollen sie in der Nacht zum 

Samstag zurückgekehrt sein – offenbar 
um erneut einen Anschlag zu verüben. 
Die Staatsanwaltschaft beantragte 
Haftbefehle.  (dpa/jW)

BUND gegen Glyphosat-
Zulassung in der EU
Berlin/Brüssel. Der Bund für Um-
welt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) forderte die Bundesregie-
rung auf, bei der Abstimmung der 
EU-Mitgliedsstaaten eine Zulassung 
des von der Weltgesundheitsorganisa-
tion als wahrscheinlich krebserregend 
eingestuften Pestizids Glyphosat für 
die EU abzulehnen. »Sollte Deutsch-
land als für die Bewertung der Risiken 
von Glyphosat in der EU zuständiges 
Land diesem Pestizid einen Persil-
schein ausstellen, trägt Bundesagrar-
minister Christian Schmidt die Verant-
wortung«, so der BUND-Vorsitzende 
Hubert Weiger am Sonntag. Vertreter 
der EU-Mitgliedsstaaten werden am 
Montag oder Dienstag über die weite-
re Zulassung des Pestizids in der EU 
entscheiden.  (AFP/jW)

NACHRICHTEN

In Leipzig, Mannheim und Berlin besetzten am Wochenende 

Aktivisten unter dem Motto »Social Center 4 All« (»Soziales Zentrum für alle«) leerstehende Häuser. Ihre Forderung: Räume, 

in denen Geflüchtete selbstbestimmt leben können und die Platz für politischen Austausch bieten. Während in Mannheim 

und Berlin die Besetzungen nach einigen Stunden beendet wurden, konnten die Aktivisten in Leipzig eine Duldung bis Montag 

erreichen. Dann wollen sie mit der Stadt als Eigentümerin der Immobilie über eine weitere Nutzung verhandeln.  (cwr)

»Revolutionäre sind nie alleine«
Dritter Todestag von Hugo Chávez: Gedenkveranstaltung in Caracas

Drei Jahre nach dem Tod von Hu-
go Chávez ist am Sonnabend in 
Caracas mit zahlreichen Ver-

anstaltungen an den früheren venezo-
lanischen Präsidenten erinnert worden. 
Zu den Gedenkfeierlichkeiten waren 
zahlreiche Staatschefs der Region in die 
Hauptstadt des südamerikanischen Lan-
des gekommen, unter ihnen Boliviens 
Präsident Evo Morales, sein nicaragua-
nischer Amtskollege Daniel Ortega und 
das Staatsoberhaupt von El Salvador, 
Salvador Sánchez Cerén.

Bei einem Chávez gewidmeten Fo-
rum im Teresa-Carreño-Theater von 
Caracas hoben sie dessen Leistungen 
zur Festigung der Einheit aller Länder 
Lateinamerikas und der Karibik hervor. 
Zugleich verurteilten die Gäste die jüng-
sten Angriffe der Vereinigten Staaten 
gegen Venezuela. US-Präsident Barack 
Obama hatte am Donnerstag das vor 

einem Jahr erlassene Dekret verlängert, 
in dem die Regierung des venezolani-
schen Staatschefs Nicolás Maduro als 
»außergewöhnliche Bedrohung für die 
nationale Sicherheit und die Außenpoli-
tik der Vereinigten Staaten« bezeichnet 
wird und Sanktionen gegen Funktionäre 
verhängt werden. Die Lage habe sich 
»nicht verändert«, rechtfertigte Obama 
seine Entscheidung. Daniel Ortega be-
zeichnete den Erlass dagegen als eine 
»Kriegserklärung«, die ebenso ernst zu 
nehmen sei wie die Wirtschaftsblocka-
de der USA gegen Kuba.

Der aus Havanna angereiste kuba-
nische Vizepräsident Miguel Díaz-
Canel ließ keinen Zweifel daran, dass 
seine Regierung trotz der begonnenen 
Normalisierung des Verhältnisses zu 
Washington solidarisch an der Seite 
Venezuelas steht. »Das Imperium be-
weist, dass sich sein aggressiver Kern 

und seine Geringschätzung gegenüber 
unseren Völkern nicht geändert haben«, 
rief er die internationale Gemeinschaft 
zur Unterstützung Venezuelas auf. »Wir 
Revolutionäre sind niemals allein, und 
auch die Bolivarische Revolution ist es 
in dieser entscheidenden Stunde nicht. 
Sie ist keine Bedrohung, sondern Hoff-
nung und eine Festung der Solidarität«, 
so der Stellvertreter von Raúl Castro.

Im Anschluss an die Konferenz, die 
von allen venezolanischen Rundfunk- 
und Fernsehsendern live übertragen 
wurde, begaben sich die Staatsgäste in 
die ehemalige »Bergkaserne«, in der 
Chávez aufgebahrt wurde. Dort wür-
digte dessen Amtsnachfolger Nicolás 
Maduro den Verstorbenen. Dieser sei 
heute »lebendiger und präsenter als je 
zuvor« und werde von all denen geliebt, 
die in Amerika und weltweit »für die 
Wahrheit kämpfen«. André Scheer
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»Die Gefahr eines 
Weltkrieges ist 
sehr ernst«
Die US-Militärstrategie der ungezügelten 
Expansion und Intervention birgt große 
Risiken für die Zukunft der Menschheit. 
Gespräch mit Noam Chomsky

Noam Chomsky ist Philo-
soph und emeritierter Pro-

fessor für Linguistik und 
Kommunikationstheorie 
am Massachusetts Insti-

tute of Technology (USA)

Die Häuser denen, die drin wohnen.
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 Dies sind Auszüge aus einem län-

geren Interview in der linken italieni-

schen Tageszeitung Il Manifesto. 

Übersetzung: Andreas Schuchardt
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